
 
Liebe Genossinnen und Genossen, liebe Freunde, 
 

die Corona-Pandemie stellt uns weiterhin vor große Herausforderun-
gen. Auch in dieser Woche haben wir uns wieder intensiv damit be-
schäftigt, die negativen Folgen der Krise abzufedern.  
 
Gerade in dieser angespannten Zeit müssen die Menschen darauf ver-
trauen können, dass sie sich auf uns verlassen können. Deshalb ist 
freuen wir uns, dass die Union ihre Blockade aufgegeben hat und wir in 
dieser Woche – endlich – die Grundrente im Bundestag beraten. Die 
Rente ist für viele Menschen im Alter die Haupteinkommensquelle. Dafür haben sie jahrzehntelang ge-
arbeitet und Beiträge eingezahlt. Viele von ihnen haben Kinder erzogen oder Angehörige gepflegt. Und 
doch sind viele im Alter auf ergänzende Sozialleistungen angewiesen. Mit der Grundrente werden wir 
den sozialen Ausgleich stärken und den Menschen zeigen: Eure lebenslange Beitragsleistung wird auch 
angemessen gewürdigt. Insgesamt werden 1,3 Millionen Menschen einen Zuschlag auf ihre Rente be-
kommen. Umso wichtiger ist es, dass sie die Grundrente auch ab 1. Januar 2021 erhalten.  
 
In besonderer Weise sind Kunst und Kultur, die Kreativen und freien Medienschaffenden sowie die Kul-
tureinrichtungen, aber auch die Schausteller von der Corona-Pandemie betroffen. Der Kulturbetrieb ist 
bereits Mitte März faktisch auf Null heruntergefahren 
worden. Aufgrund der Bedeutung von Kunst und Kultur 
für unsere Gesellschaft wollen wir auch in der Krise die 
Strukturen und Arbeit von KünstlerInnen, Kreativen und 
Kulturschaffenden erhalten. Die Kultur- und Kreativwirt-
schaft kann auf uns zählen. Über bereits beschlossene 
Soforthilfeprogramme hinaus setzen wir auf weitere 
Schritte, etwa um die soziale Absicherung auch für frei-
berufliche Kulturschaffende zu gewährleisten. Den Fort-
bestand von Kultureinrichtungen wie Museen, Kunst 
und Kulturhäusern, Theatern, Kinos und sonstigen 
Spielstätten müssen wir unbedingt absichern. Weitere 
Neuigkeiten wie gewohnt in diesem Newsletter. Bleibt 
gesund.   
 
Euer 
 
Johannes  

Johannes Schraps. 

 Bundestagsabgeordneter für das 
Weserbergland. 

Ihr findet mich auch bei:  
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Am Donnerstag, 14. Mai 2020, 
habe ich wieder eine Rede im 
Plenum gehalten. Es ging um die 
Frage der Rechtsstaatlichkeit in 
Europa. Während manche The-
men mit Beginn der Corona-
Situation in den Hintergrund ge-
treten sind, ist die Bedeutung 
anderer Themen in den letzten 
Wochen mit Blick auf die Corona
-Notstandsmaßnahmen einiger 
nationaler Regierungen in Euro-
pa noch einmal besonders deut-
lich geworden. Dazu gehört ganz 
eindeutig das Thema Rechts-
staatlichkeit in der EU. Die Dis-
kussionen darüber, wie man mit 
den Mitgliedstaaten umgeht, die 
gegen das EU-Recht verstoßen, 
werden bereits jahrelang ge-
führt. Es ist nun an der Zeit zu 
handeln. Die deutsche EU-
Ratspräsidentschaft im zweiten 
Halbjahr sollten wir deshalb un-
bedingt dafür nutzen. Das kön-

nen wir tun, indem wir beispiels-
weise dafür sorgen, dass die Ein-
haltung rechtsstaatlicher Prinzi-
pien eindeutig im neuen Mehr-
jährigen Finanzrahmen veran-
kert wird. Die Bundesregierung 
mit der Kanzlerin an der Spitze 
muss sich dafür einsetzen, dass 
mit dem nächsten Europäischen 
Finanzrahmen ab 2021 EU-Mittel 
in substantiellem Maße einbe-
halten werden, wenn Mängel bei 
der Rechtsstaatlichkeit in den 
Mitgliedstaaten vorliegen – so 
wie es der noch von Günter 
Oettinger vorgelegte Vorschlag 
der Kommission vorsieht. Den 
richtigen politischen Pfad hat 
uns Europa-Staatsminister Mi-
chael Roth im vergangenen Jahr 
zusammen mit dem damaligen 
belgischen Außen- und Europa-
minister Didier Reynders aufge-
zeigt. Und Reynders ist ja nun 
auch als EU-Kommissar für die-

sen Bereich zuständig. Das von 
den beiden vorgeschlagene 
„Periodic Peer Review of the 
Rule of Law“ ist ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung. 
Weil es damit eine Intensivie-
rung des Rechtsstaatsdialogs 
zwischen den EU-
Mitgliedsstaaten geben wird. 
Mit gegenseitiger Überprüfung 
und gemeinsamen Definitionen. 
Und es geht dabei nicht um Be-
strafen und Sanktionieren, es 
geht um Diskussionen auf Au-
genhöhe und die gemeinsame 
Suche nach Lösungen. Ob uns 
Corona für die Notwendigkeit 
dieser Maßnahmen endgültig die 
Augen geöffnet hat, das können 
wir während unserer deutschen 
Ratspräsidentschaft zeigen. 

Meine Rede könnt ihr unter fol-
gendem Link anhören: https://
dbtg.tv/fvid/7445958.  

REDE IM PLENUM ZUR RECHTSSTAATLICHKEIT IN EUROPA 

https://dbtg.tv/fvid/7445958
https://dbtg.tv/fvid/7445958
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Am 11. Mai 2020 waren 300 Jah-
re vergangen seit der Baron von 
Münchhausen in Bodenwerder 
im Weserbergland am 11. Mai 
1720 geboren wurde. Ein Festakt 
und zahlreiche weitere Veran-
staltungen zum Jubiläum wur-
den wegen der Corona-Krise lei-
der verschoben. Deshalb habe 
ich mein Grußwort per Video 
geschickt. Guckt es Euch gerne 
auf meiner Facebook-Seite an: 
https://www.facebook.com/
johannes.schraps.spd/
videos/233370694776950  

VIDEOBOTSCHAFT ZUM 300. MÜNCHHAUSEN-JUBILÄUM  

VIDEOBOTSCHAFT VON MARTIN SCHULZ  

ZUR BÜRGERMEISTERSCHAFTSWAHL IN USLAR  

Normalerweise wären Martin 
Schulz und ich an diesem Freitag 
in meinem Wahlkreis unterwegs 
gewesen. Als Erstes hätten wir 
die Ölmühle Solling in Boffzen 
besucht und im Anschluss hatten 
wir unserem Kandidaten Sven 
Borchert bei seinem Bürgermeis-
terwahlkampf in Uslar zu unter-
stützen. Wir mussten die Termi-
ne aufgrund der bekannten Um-
stände leider verschieben, aber 
wir holen sie auf jeden Fall nach. 
Hier gibt es dafür schon mal ei-
nen Gruß per Video. Viel Spaß 
beim Anschauen:  
https://
www.facebook.com/117677132
5755239/
videos/271806237279177  

https://www.facebook.com/johannes.schraps.spd/videos/233370694776950
https://www.facebook.com/johannes.schraps.spd/videos/233370694776950
https://www.facebook.com/johannes.schraps.spd/videos/233370694776950
https://www.facebook.com/1176771325755239/videos/271806237279177
https://www.facebook.com/1176771325755239/videos/271806237279177
https://www.facebook.com/1176771325755239/videos/271806237279177
https://www.facebook.com/1176771325755239/videos/271806237279177
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Grundrente  
Gerade in dieser angespannten 
Zeit müssen die Menschen da-
rauf vertrauen können, dass sie 
sich auf uns verlassen können. 
Deshalb ist es wichtig, dass die 
Union ihre Blockade aufgegeben 
hat und wir in dieser Woche – 
endlich – die Grundrente im 
Bundestag beraten. Die Rente ist 
für viele Menschen im Alter die 
Haupteinkommensquelle. Dafür 
haben sie jahrzehntelang gear-
beitet und Beiträge eingezahlt. 
Viele von ihnen haben Kinder 
erzogen oder Angehörige ge-
pflegt. Und doch sind viele im 
Alter auf ergänzende Sozialleis-
tungen angewiesen. Mit der 
Grundrente werden wir den sozi-
alen Ausgleich stärken und den 
Menschen zeigen: Eure lebens-
lange Beitragsleistung wird auch 
angemessen gewürdigt. Insge-
samt werden 1,3 Millionen Men-
schen einen Zuschlag auf ihre 
Rente bekommen. Umso wichti-
ger ist es, dass sie die Grund-
rente auch ab 1. Januar 2021 er-
halten.  
An der Seite der Beschäftigten  
Vielen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern bereiten die fi-
nanziellen Einbußen in der 
Corona-Krise große Sorgen. Je 
länger die Pandemie anhält, des-
to schwieriger wird es, mit ei-
nem geringeren Einkommen den 
eigenen Lebensunterhalt zu be-
streiten.  
Darum haben wir durchgesetzt, 
dass das Kurzarbeitergeld – ge-

staffelt und vorerst bis 2020 be-
fristet - erhöht wird. Die Rege-
lung gilt für alle, die ihre Arbeits-
zeit pandemiebedingt um mehr 
als 50 Prozent reduzieren muss-
ten. Damit geben wir den Men-
schen und ihren Familien eine 
Perspektive, ihre laufenden Kos-
ten besser zu stemmen. Um wei-
tere Härten auf dem Arbeits-
markt zu vermeiden, verlängern 
wir das Arbeitslosengeld I um 
drei Monate. Damit verringern 
wir die Gefahr, dass Menschen 
in die Grundsicherung abrut-
schen.  
Ein Konjunkturpaket für die Bür-
gerinnen und Bürger  
Wir werden in den nächsten Wo-
chen ein Konjunkturpaket vorle-
gen, um Deutschland und viele 
Menschen, die davon betroffen 
sind aus einer wirtschaftlich 
schwierigen Lage herauszufüh-
ren. Das ist sinnvoll und notwen-
dig, um Arbeitsplätze zu sichern, 
die Produktion wieder anzukur-
beln und vielen Bürgerinnen und 
Bürgern in einer angespannten 
Lage neue Spielräume zu ermög-
lichen. Wir werden diese Investi-
tion in unser Land nutzen, um 
Deutschland für die Zukunft auf-
zustellen. Diesem Anspruch 
muss ein Konjunkturpaket ge-
recht werden.  
Mehr Unterstützung für Fami-
lien in der Corona-Krise  
Familien mit Kindern im Kita– 
oder Schulalter müssen in der 
Corona-Krise besonders viel 
schultern. Eltern kommen an ih-

re Belastungsgrenzen – auch fi-
nanziell. Darauf haben wir mit 
der Ausweitung und Erhöhung 
des Kurzarbeitergeldes und mit 
dem Notfall-Kinderzuschlag rea-
giert und das Elterngeld krisen-
fest gemacht. Gleichzeitig brau-
chen Familien eine Perspektive, 
wie sie die Betreuung der Kinder 
und ihre Berufstätigkeit in den 
nächsten Wochen und Monaten 
organisieren können. Es braucht 
jetzt Lösungen, die Eltern entlas-
ten und gleichzeitig ihre Kinder 
nicht gefährden. Hier sind die 
Länder und Einrichtungen vor 
Ort gefragt, die Familien trans-
parent und nachvollziehbar zu 
informieren.  
Vorsorgliche europäische  
Kreditlinie  
Um die negativen Folgen der Be-
kämpfung der Corona-Pandemie 
zu dämpfen und der Wirtschaft 
zu helfen, haben sich die Finanz-
minister der Eurozone auf Hilfs-
maßnahmen geeinigt. So wird es 
Kreditgarantien der Europäi-
schen Investitionsbank (EIB) ge-
ben. Darüber hinaus soll eine 
vorsorgliche Kreditlinie (ECCL) 
aus dem bereits bestehenden 
Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus (ESM) ausgegeben wer-
den. Damit werden Mitgliedstaa-
ten des Euroraums, die wegen 
Corona unverschuldet in Zah-
lungsschwierigkeiten geraten 
sind, Kredite bis zu zwei Prozent 
ihres Bruttoinlandsproduktes zur 
Verfügung gestellt.  

THEMENAUSBLICK BERLIN  
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Auch in Zeiten physischer Dis-
tanz bleiben wir bestens infor-
miert: Das Büro der Friedrich-
Ebert-Stiftung in Warschau hat 
uns gestern aus erster Hand zur 
aktuellen Lage in Polen infor-
miert. Nachdem die für den 10. 
Mai 2020 angesetzten Präsident-
schaftswahlen nun abgesagt 
wurden, bleibt die Situation 
spannend. Auch im Kontext der 
Rechtsstaatlichkeitsfragen be-
obachten wir die Situation dort 
besonders aufmerksam.  

WAHL IN DEN VORSTAND DER  

NORWEGISCH-DEUTSCHEN WILLY-BRANDT-STIFTUNG 

BRIEFING DER FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG ZU POLEN  

Ich freue mich sehr über die 
Wahl in den Vorstand der Nor-
wegisch-Deutschen Willy-Brandt
-Stiftung. Gemeinsam mit mei-
ner Kollegin Claudia Müller von 
Bündnis 90/Die Grünen bin ich 
neu in das Gremium gewählt 
worden und darf dort nun zur 
weiteren Vertiefung der Bezie-
hungen zwischen Norwegen und 
Deutschland beitragen. Der Na-

me Willy 
Brandts ist 
untrennbar 
mit der För-
derung des 
demokrati-
schen Be-
wusstseins 
und des Ver-
ständnisses 
zwischen den 
Völkern ver-
bunden. Im 
Geiste Willy 
Brandts, der 

die nationalsozialistische Dikta-
tur in Deutschland unter ande-
rem in Norwegen überlebte und 
von 1940 bis 1948 norwegischer 
Staatsbürger war, will die Nor-
wegisch-Deutsche Willy-Brandt-
Stiftung zu einem besseren ge-
genseitigen Verständnis beider 
Länder beitragen. Sie wurde von 
Egon Bahr und Thorvald Stolten-
berg ins Leben gerufen und im 

Jahr 2000 gegründet. Seither er-
fährt sie breite politische Unter-
stützung. Auch weil der Vor-
stand aus norwegischen und 
deutschen Politikern aus ver-
schiedenen Parteien besteht. 
Aktuell leiten Franz Thönnes, 
parlamentarischer Staatssekre-
tär a.D. und der Stortingsabge-
ordnete Sverre Myrli den insge-
samt achtköpfigen Vorstand. Er 
besteht weiter aus Henry Tesch, 
dem ehem. Minister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur in 
Mecklenburg-Vorpommern, der 
Vize-Präsidentin des Storting 
und ehem. norwegischen Sozial-
ministerin Ingjerd Schou, Staats-
sekretär Hans Olav Syversen, der 
ehem. norwegischen Verkehrs-
ministerin Liv Signe Navarsete 
und nun eben auch auch aus 
Claudia Müller und aus mir. Ich 
freue mich sehr auf diese Arbeit 
und bedanke mich für das Ver-
trauen bei der Wahl.   
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Zu Beginn der Woche hat mich 
die Sektion Weserbergland vom 
CDU-Wirtschaftsrat zu einer Vi-
deokonferenz eingeladen. Das 
war zugegebenermaßen eine 
sehr ungewöhnliche Einladung 
für mich, weil es ansonsten 
nicht so häufig vorkommt, dass 
andere Parteien oder deren an-

geschlossene Institutionen Poli-
tiker aus anderen Parteien einla-
den. Dem Gesprächswunsch bin 
ich natürlich dennoch nicht aus 
dem Weg gegangen, zumal eini-
ge Unternehmer dabei waren, 
mit denen ich in den vergange-
nen Jahren bei verschiedenen 
Firmenbesuchen bereits in Kon-

takt war. So waren beispielswei-
se der Vorsitzende des Arbeitge-
berverbands der Unternehmen 
im Weserbergland (AdU) Jürgen 
Lohmann und der Geschäftsfüh-
rer der BDH-Klinik Hessisch 
Oldendorf Uwe Janosch eben-
falls Gesprächsteilnehmer. Der 
Vorsitzende der Sektion Weser-
bergland vom CDU-
Wirtschaftsrat, Marius R. P. Mül-
ler von der Pomona Kellerei aus 
Hessisch Oldendorf, hatte mich 
gebeten zum Thema „Corona im 
Weserbergland: Herausforde-
rungen für Gesellschaft, Politik 
und Wirtschaft“ zu berichten. 
Ich habe über die vielfältigen 
Corona-Maßnahmen der Bun-
desregierung berichtet und war 
froh zu hören, dass die Maßnah-
men vom Finanzminister Olaf 
Scholz auch in diesem Unterneh-
merkreis augenscheinlich auf 
viel Zustimmung stoßen.  

GASTBEITRAG BEIM WEBINAR DER SEKTION WESERBERGLAND  
DES WIRTSCHAFTSRATES DER CDU  
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